
 

 

Textgegenüberstellung 
Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

§ 2. (1) … 
 1. … 

§ 2. (1) … 
 1. … 

 2. unter Vollbeschäftigungsäquivalent (VBÄ): das Beschäftigungsausmaß 
in Prozent geteilt durch 100 bzw. die Summe der 
Beschäftigungsausmaße eines Planstellenbereiches in Prozent geteilt 
durch 100; 

 2. unter Vollbeschäftigungsäquivalent (VBÄ): das Beschäftigungsausmaß 
bzw. die Summe der Beschäftigungsausmaße eines Planstellenbereiches 
in Prozent geteilt durch 100, wobei für Landesvertragslehrpersonen in 
der Entlohnungsgruppe pd 

 a) in den Planstellenbereichen Volksschulen und Sonderpädagogik eine 
Vollbeschäftigung (22 / 22) VBÄ, 

 b) in den Planstellenbereichen Neue Mittelschulen/Hauptschulen und 
Polytechnische Schulen eine Vollbeschäftigung (22 / 21) VBÄ und 

 c) im Planstellenbereich Berufsschulen eine Vollbeschäftigung (22 / 23) 
VBÄ 

gleichzuhalten ist; 
 3. unter Mehrdienstleistung: 
 a) jede Unterrichtsstunde gemäß § 50 Abs. 1, 2, 3 oder 6 Landeslehrer-

Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr. 302/1984 (LDG), bzw. gemäß § 61 
Abs. 1 Z 1 oder Abs. 12 Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, (GehG) 
iVm § 106 Abs. 1 Z 1 LDG, oder gemäß § 50 Abs. 1, 2, 3 oder 6 LDG 
iVm § 2 Abs. 2 lit. k Landesvertragslehrergesetz 1966, BGBl. Nr. 172, 
(LVG) bzw. gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 oder Abs. 12 GehG iVm § 45 
Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, (VBG) iVm § 2 
Abs. 1 lit. a LVG, für welche dem Landeslehrer eine Vergütung 
gebührt (dauernde Mehrdienstleistung); 

 3. unter Mehrdienstleistung: 
 a) jede Unterrichtsstunde gemäß § 50 Abs. 1, 2, 3 oder 6 Landeslehrer-

Dienstrechtsgesetz, BGBl. Nr. 302/1984 (LDG), bzw. gemäß § 61 
Abs. 1 Z 1 oder Abs. 12 Gehaltsgesetz 1956, BGBl. Nr. 54, (GehG) 
iVm § 106 Abs. 1 Z 1 LDG, oder gemäß § 50 Abs. 1, 2, 3 oder 6 LDG 
iVm § 26 Abs. 2 lit. k Landesvertragslehrpersonengesetz 1966, BGBl. 
Nr. 172, (LVG) bzw. gemäß § 61 Abs. 1 Z 1 oder Abs. 12 GehG iVm 
§ 91 Vertragsbedienstetengesetz 1948, BGBl. Nr. 86, (VBG) iVm 
§ 226 Abs. 1 lit. a LVG, bzw. gemäß § 23 Abs. 1 oder 5 LVG, für 
welche dem Landeslehrer eine Vergütung gebührt (dauernde 
Mehrdienstleistung); 

 b) jede Unterrichtsstunde gemäß § 50 Abs. 4 oder 6 LDG bzw. gemäß § 61 
Abs. 8 oder 12 GehG iVm § 52 Abs. 21 LDG oder gemäß § 50 Abs. 4 
oder 6 LDG iVm § 2 Abs. 2 lit. k LVG bzw. gemäß § 61 Abs. 8 oder 12 
GehG iVm § 45 VBG iVm § 2 Abs. 1 lit. a LVG, für welche dem 
Landeslehrer eine Vergütung gebührt (Einzelmehrdienstleistung). 

 b) jede Unterrichtsstunde gemäß § 50 Abs. 4 oder 6 LDG bzw. gemäß § 61 
Abs. 8 oder 12 GehG iVm § 52 Abs. 21 LDG oder gemäß § 50 Abs. 4 
oder 6 LDG iVm § 26 Abs. 2 lit. k LVG bzw. gemäß § 61 Abs. 8 oder 12 
GehG iVm § 91 VBG iVm § 26 Abs. 1 lit. a LVG, bzw. § 23 Abs. 4 
LVG, für welche dem Landeslehrer eine Vergütung gebührt 
(Einzelmehrdienstleistung). 

(2) … (2) … 
§ 4. (1) … § 4. (1) … 



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
(2) Auf Verlangen der Bundesministerin für Bildung und Frauen hat das 

jeweilige Land umgehend, jedenfalls binnen sechs Wochen, die übermittelten 
Daten zu erläutern, bei nicht vollständiger Übermittlung der Daten die von der 
Bundesministerin für Bildung, Wissenschaft und Kultur genau benannten 
Angaben zu ergänzen und Rückfragen der Bundesministerin für Bildung, 
Wissenschaft und Kultur zu beantworten. 

(2) Auf Verlangen der Bundesministerin für Bildung und Frauen hat das 
jeweilige Land umgehend, jedenfalls binnen sechs Wochen, die übermittelten 
Daten zu erläutern, bei nicht vollständiger Übermittlung der Daten die von der 
Bundesministerin für Bildung und Frauen genau benannten Angaben zu ergänzen 
und Rückfragen der Bundesministerin für Bildung und Frauen zu beantworten. 

§ 6. … § 6. … 
 1. Zahl der Vollbeschäftigungsäquivalente an Grundbeschäftigung: 

Die für das Schuljahr gemeldeten Werte aus den Datenfeldern BAUSM 
und BAUSMK der Anlage sind je Planstellenbereich (Schulart) zu 
addieren und durch (100 x 12) zu teilen. 

 1. Zahl der Vollbeschäftigungsäquivalente an Grundbeschäftigung: 
Die für das Schuljahr gemeldeten Werte aus den Datenfeldern BAUSM 
und BAUSMK der Anlage sind 

 a) in den Planstellenbereichen Volksschulen und Sonderpädagogik zu 
addieren, 

 b) in den Planstellenbereichen Neue Mittelschulen/Hauptschulen und 
Polytechnische Schulen zu addieren, wobei für jene Datensätze, in 
denen im Datenfeld SCHEMA die Ausprägung pd gesetzt ist, die 
gemeldeten Werte aus den Datenfeldern BAUSM und BAUSMK mit 
(22 / 21) zu multiplizieren sind, 

 c) im Planstellenbereich Berufsschulen zu addieren, wobei für jene 
Datensätze, in denen im Datenfeld SCHEMA die Ausprägung pd 
gesetzt ist, die gemeldeten Werte aus den Datenfeldern BAUSM und 
BAUSMK mit (22 / 23) zu multiplizieren sind, 

und durch (100 x 12) zu teilen. 
 2. bis 5. …  2. bis 5. … 

§ 10. Sofern die elektronische Datenübermittlung gemäß § 3 in Verbindung 
mit der Anlage nicht in ausreichender Qualität erfolgt, kann die Bundesministerin 
für Unterricht, Kunst und Kultur zusätzlich zur Datenübermittlung gemäß § 3 die 
Übermittlung von Daten unter Verwendung von zur Verfügung gestellten 
Formblättern anordnen. 

§ 10. Sofern die elektronische Datenübermittlung gemäß § 3 in Verbindung 
mit der Anlage nicht in ausreichender Qualität erfolgt, kann die Bundesministerin 
für Bildung und Frauen zusätzlich zur Datenübermittlung gemäß § 3 die 
Übermittlung von Daten unter Verwendung von zur Verfügung gestellten 
Formblättern anordnen. 

§ 11. (1) bis (4) … § 11. (1) bis (4) … 
 (5) § 2 Abs. 1 Z 2 und 3, § 4 Abs. 2, § 6 Z 1 sowie die Anlage zu § 3 Abs. 1 

in der Fassung der Verordnung BGBl. II Nr. xxx/2015 treten mit 1. September 
2015 in Kraft. 

Anlage Anlage 



 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

zu § 3 Abs. 1 
Nicht abgebildet. 

zu § 3 Abs. 1 
Nicht abgebildet. 

 


